Regierungsprasidium Karlsruhe
Az. 23-5446.41-4

Allgemeinverfiigung aufgrund von § 21a Krankenhausfinanzierungsgesetz
(KHG) und aufgrund von § 4 der Verordnung des Bundesministeriums fir
Gesundheit zur Regelung weiterer MaBnahmen zur wirtschaftlichen Sicherung
der Krankenhauser vom 07. April 2021 (BAnz AT 08.04.2021 V1) in der ab
20. Marz 2022 geltenden Fassung (gedndert durch Art. 1 Nr. 1 bis 7 der
Verordnung zur Anderung der Verordnung zur Regelung weiterer MaBnahmen
zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhduser und zur Anderung der
Hygienepauschalverordnung (BAnz AT 29.03.2022 V1)) — im folgenden VO
genannt — sowie entsprechend § 7 Absatz 1 des Landeskrankenhausgesetzes
Baden-Wiirttemberg (LKHG BW)

Praambel

Alle nach § 108 des Funften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) zugelassenen
Krankenhauser erhalten nach § 21a des Krankenhausfinanzierungsgesetzes (KHG)
fur jede Patientin und jeden Patienten, die oder der zwischen dem 1. November 2021
und dem 30. Juni 2022 zur voll- oder teilstationaren Behandlung in das Krankenhaus
aufgenommen wird, einen Versorgungsaufschlag aus der Liquiditatsreserve des
Gesundheitsfonds, wenn bei diesen Patientinnen und Patienten eine Infektion mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2 durch eine Testung labordiagnostisch durch direkten
Virusnachweis bestatigt wurde und wenn diese Patientinnen und Patienten nicht am
Tag der Aufnahme oder am darauf folgenden Tag entlassen oder in ein anderes
Krankenhaus verlegt wurden. Die HOhe dieser Versorgungsaufschlage ist nach § 21a
Absatz 3 Satz 1 KHG von der fur die Krankenhausplanung zustandigen

Landesbehodrde zu prufen.

Zur Umsetzung dieser Prufpflicht wird bestimmt:



1.

Mitwirkungspflichten

Der Nachweis der Zahl der in der vorhergehenden Kalenderwoche entlassenen, mit
dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten Patientinnen und Patienten nach § 21a

Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 KHG erfolgt unter Angabe von
. Patientennummer,

. Meldedatum des positiven SARS-CoV-2 PCR-Testergebnisses an das

Gesundheitsamt,
. Datum der stationaren Aufnahme sowie
. Datum der Entlassung oder des Versterbens

Der Nachweis soll unter Verwendung der Musterprufliste (Anhang 1)¥ erfolgen.

2.

Verfahren, Zustandigkeit

Der Nachweis erfolgt wochenweise und soll innerhalb von zwei Werktagen nach
Abschluss einer Kalenderwoche im .pdf-Format (unterzeichnet) sowie als Excel-
Tabelle unter Angabe des Betreffs ,Prifliste gem. § 21a Absatz 3 KHG* an das

jeweilige elektronische Postfach des zustandigen Regierungsprasidiums Ubermittelt

werden:

Regierungsprasidium Freiburg Ausgleichszahlungen@rpf.bwl.de
Regierungsprasidium Karlsruhe Ausgleichszahlungen@rpk.bwl.de
Regierungsprasidium Stuttgart Ausgleichszahlungen@rps.bwl.de
Regierungsprasidium Tubingen Ausgleichszahlungen@rpt.bwl.de

Einzelheiten sind der Begrindung zu entnehmen.


mailto:Ausgleichszahlungen@rpt.bwl.de

Prüfliste

		Versorgungszuschlag

		Prüfliste gem. § 21 a Abs. 3 Satz 1, 1. Halbsatz



		Kalenderwoche



		Regierungsbezirk

		Krankenhaus

		IK-Nummer

		PLZ

		Ort



		Verantwortlicher

		Unterschrift



		lfd.
Nr.		Patientennummer		Meldedatum des positiven SARS-CoV-2 PCR-Testergebnisses an das Gesundheitsamt oder Datum der Bestätigung einer Infektion mit dem Coroavirus SARS-CoV-2 		Datum der stationären Aufnahme		Datum der Entlassung
oder des Versterbens







































































































Dateianlage
Prüfliste § 21a KHG Versorgungsaufschlag .xlsx


3.

Widerruf, Nebenbestimmungen

Diese Allgemeinverfigung kann jederzeit ganz oder teilweise widerrufen oder mit

Nebenbestimmungen versehen werden.

4,

Inkrafttreten, Geltungsdauer

Die Allgemeinverfliigung tritt nach Bekanntgabe mit Wirkung zum 20. Marz 2022 in
Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 2022 aul3er Kraft.

Die sofortige Vollziehung wird angeordnet.

Bei langer anhaltender Pandemie durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 kann
die Geltungsdauer in Ubereinstimmung mit der gegebenenfalls vom
Bundesministerium flir Gesundheit im Einvernehmen mit dem Bundesministerium flr
Finanzen ohne Zustimmung des Bundesrates aufgrund von § 23 Absatz 3 Nummer 4

KHG zu erlassenden Rechtsverordnung verlangert werden.

5.

Bekanntgabe

Die offentliche Bekanntgabe erfolgt am 04. April 2022 durch o6ffentliche
Bekanntmachung auf der Internetseite des jeweils zustandigen

Regierungsprasidiums.

Die Verfugung gilt am Tage nach ihrer Bekanntmachung als bekannt gegeben.

Die Allgemeinverfugung kann in den folgenden Dienststellen zu den Dienstzeiten des
jeweiligen Regierungsprasidiums eingesehen werden:



Regierungsprasidium Stuttgart
Referat 23

Ruppmannstralle 21

70565 Stuttgart

Regierungsprasidium Karlsruhe
Referat 23

Markgrafenstralie 46

76133 Karlsruhe

Regierungsprasidium Freiburg
Referat 23

Bissierstrale 7

79114 Freiburg

Regierungsprasidium Tubingen
Referat 23
Konrad-Adenauer-Str. 20
72072 Tubingen



Begrindung

Das Coronavirus SARS-CoV-2 fuhrt derzeit in Form der Omikron-Variante erneut zu
einem starken Anstieg des Infektionsgeschehens. Ausgehend von einem bereits sehr
hohen Niveau sind Rekordzahlen bei den Neuinfektionen zu verzeichnen. In der
derzeitigen Phase der COVID-19-Pandemie zeichnet sich angesichts der zu grof3en
Immunitatslicke in der Bevolkerung noch keine nachhaltig spurbare Entlastung der
Krankenhauser ab. Die Krankenhauser, deren Belastung durch die Behandlung von
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten Patientinnen und Patienten besonders
hoch ist, dirfen infolge dieser Belastung nicht in wirtschaftliche Probleme geraten und
bedulrfen dringend sofortiger Malinahmen zur Liquiditatssicherung. Aus diesem Grund
erhalten die Krankenhauser bei der voll- oder teilstationdren Behandlung von
Patientinnen und Patienten mit einer SARS-CoV-2-Infektion einen zeitlich befristeten
Versorgungsaufschlag, dessen Hoéhe von der fir die Krankenhausplanung

zustandigen Landesbehorde zu prufen ist.

Zur Begrundung im Einzelnen:

Zu 1.

Mit dieser Regelung werden die Vorgaben des § 21a Absatz 3 Satz 1 und Satz 2 KHG
umgesetzt. Danach prift und summiert die flr die Krankenhausplanung zustandige
Landesbehodrde die von den Krankenhausern nach § 21a Absatz 3 Satz 1 Nummer 3
KHG gemeldeten Betrage. Fur die Prufung der Richtigkeit der Mittelanforderung kann
die fur die Krankenhausplanung zustandige Landesbehdrde nach § 21a Absatz 3

Satz 2 Unterlagen von den Krankenhausern anfordern.

Zu 2.

Die Krankenhauser Ubermitteln die Betrage nach § 21a Absatz 3 Satz 1 Nummer 3
KHG an die genannten elektronischen Postfacher. Nach Abschluss der Prufung durch
das Ministerium fir Soziales, Gesundheit und Integration Baden-Wurttemberg ist nach
§ 21a Absatz 4 KHG eine Drei-Tagesfrist fir die Ubermittiung der Mittelbedarfe durch

die Lander an das Bundesamt fur Soziale Sicherung und die Weiterleitung der vom



Bundesamt flr Soziale Sicherung ausgezahlten Mittel an die Krankenhauser

vorgesehen.

Zu 3.

Soweit erforderlich kann diese Allgemeinverfigung jederzeit ganz oder teilweise

widerrufen oder mit Nebenbestimmungen versehen werden.

Zu 4.

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten sowie die Befristung der Allgemeinverfligung. Sie
gilt bis einschlielich 30.Juni 2022.

Die sofortige Vollziehung der Verfugung gemal® § 80 Absatz 2 Nummer 4 der
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird angeordnet. Die sofortige Geltung liegt im
offentlichen Interesse. Die angeordneten Malinahmen sind notwendig, um eine
Umsetzung der Prufpflicht effektiv sicherzustellen. Die Durchfihrung der Malinhahmen
duldet keinen Aufschub, Entscheidungen Uber mdgliche Rechtsbehelfe konnen nicht
abgewartet werden. Das offentliche Interesse an der Sicherstellung der Liquiditat der
Krankenhauser Uberwiegt das Interesse von den Anordnungen Betroffener, die
Malnahmen erst nach einer rechtskraftigen Entscheidung durchzuflihren oder zu
dulden.

Zu 5.

Die offentliche Bekanntgabe erfolgt durch offentliche Bekanntmachung auf der

Internetseite des jeweils zustandigen Regierungsprasidiums.



Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfugung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe
Klage beim Verwaltungsgericht erhoben werden. Die Klage ist zu richten bei einem
Sitz der oder des Betroffenen

im

Regierungsbezirk Stuttgart an das
Verwaltungsgericht Stuttgart
Augustenstralie 5

70178 Stuttgart

im

Regierungsbezirk Karlsruhe an das
Verwaltungsgericht Karlsruhe
Nordliche Hildapromenade 1
76133 Karlsruhe

im

Regierungsbezirk Freiburg an das
Verwaltungsgericht Freiburg
Habsburger Strafl’e 103

79104 Freiburg

im Regierungsbezirk Tubingen an das
Verwaltungsgericht Sigmaringen
Karlstrale 13

72488 Sigmaringen.

Die Anfechtungsklage hat keine aufschiebende Wirkung.



Regierungsprasidium Karlsruhe

gez. Sylvia M. Felder

Regierungsprasidentin





